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Auswertung der Wahlprogramme der Parteien für die Bundestagswahl 
2025: 
 
Nachfolgend wird eine Auswertung der Wahlprogramme der Parteien für die Bundestagswahl 
dargestellt. Sie basiert auf den von den Parteien zur Verfügung gestellten Programmen, wobei 
bis auf für Bündnis 90/ Die Grünen alle Parteiprogramme in der endgültigen Version vorliegen. 
Für Bündnis 90/ Die Grünen ist bisher nur den Entwurf vom 16.12.2024 veröffentlicht. 
 

Partei Stand Link zum Abruf 

AfD 
11.01./ 
12.01.2025 

https://www.afd.de/wp-
content/uploads/2025/02/AfD_Bundestagswahlprogramm2025_web.pdf 

Bündnis 
90/ Die 
Grünen 

16.12.2024 
https://cms.gruene.de/uploads/assets/20241216_BTW25_Programmentwurf_ 
DINA4_digital.pdf 

BSW 12.01.2025 
https://bsw-vg.de/wp-
content/themes/bsw/assets/downloads/BSW%20Wahlprogramm%202025.pdf 

CDU/CSU 17.12.2024 
https://www.politikwechsel.cdu.de/sites/www.politikwechsel.cdu.de/files/ 
downloads/km_btw_2025_wahlprogramm_langfassung_ansicht.pdf 

Die 
LINKE 

18.01.2025 
https://www.die-
linke.de/fileadmin/user_upload/Wahlprogramm_Langfassung_Linke-
BTW25_01.pdf 

FDP 18.12.2025 https://www.fdp.de/sites/default/files/2024-12/fdp-wahlprogramm_2025.pdf 

SPD 11.01.2025 
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/ 
SPD_Programm_bf.pdf 

 
Alle Parteiprogramme wurden mit einer Stichwortliste untersucht. Dabei wurde neben den 
Worttreffern auch ermittelt, ob die Worttreffer einen „weitestgehenden Bezug“ zur Kreislauf- und 
Abfallwirtschaft aufweisen.  
Der Begriff „weitestgehender Bezug“ soll an dem folgenden Beispiel erläutert werden. So wurde 
z. B. der Worttreffer „CO2“ als weitestgehender Bezug zur Kreislauf- und Abfallwirtschaft gewertet, 
wenn er – wie im Programm der AfD – in Verbindung mit der „Abschaffung aller CO2-Abgaben“ 
auftritt. Denn dies müsste u. a. auch zu einer Verringerung der Kosten für die Verbrennung 
fossilstämmiger Abfälle sowie der Transportkosten nach sich ziehen. 
 
Die verwendete Stichwortliste lautet: 
 
Abfall, Abscheidung, batterie, bio, bioabfall, Brennstoff, CCS, CCU, CO2, deponie, digital, dual, 
düng, düngung, elektro, Elektrogeräte, elektrolyse, Entsorgung, gemeinnützig, Genehmigung, 
gewässer, gewerblich, grundwasser, hersteller, inert, klärschlamm, Kreislaufwirtschaft, 
Kunststoff, leichtverpackung, meer, mehrweg, mineral, Müll, nährstoff, pfand, plastik, radioaktiv, 
recyc, Recycling, reparatur, reparier, Rezyklat, rücknahme, sammlung, sekundär, 
siedlungsabfall, sperrmüll, verbrennung, verbringung, Vermeidung, Verpackung, Wasserstoff 
 
Dabei wurde jeweils eine Suche ohne eine Berücksichtigung von Groß- und Kleinschreibung 
durchgeführt. 
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Die nachstehende Tabelle gibt wieder, wie viele Seiten die Wahlprogramme der einzelnen 
Parteien umfassen und wie häufig in diesen Treffer mit einem weitestgehenden Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft aufgefunden wurden: 
 

Partei 
Anzahl 
Seiten 

Anzahl Treffer mit 
weitestgehendem Bezug zur 

Kreislauf- und 
Abfallwirtschaft 

Einzelauswertung auf 
Seite 

Die LINKE 60 52 18 
Bündnis 90/ Die 

Grünen 
72 37 6 

CDU/CSU 81 24 14 
BSW 45 14 11 
FDP 52 12 22 
SPD 68 12 25 
AfD 177 10 3 

 
Nach den wirtschaftlichen Entwicklung der letzten Jahre sowie der Zunahme der internationalen 
Krisen war damit zu rechnen, dass im Vergleich zu den Wahlprogrammen der letzten 
Bundestagswahl 2021 das Thema Umwelt- und Klimaschutz und in der Folge auch Kreislauf- und 
Abfallwirtschaft an Bedeutung verlieren wird. Überraschend ist jedoch, dass das Programm der 
Partei „Die Linke“ die deutlich meisten Bezüge zur Kreislauf- und Abfallwirtschaft aufweist und 
damit bzgl. der Trefferanzahl noch vor „Bündnis 90/ Die Grünen“ liegt. 
 
Nachfolgend sind in alphabetischer Reihenfolge der Parteinamen die Einzelauswertungen zu den 
Programmen dargestellt, wobei jeweils eine Zusammenfassung vorangestellt ist, sich die 
Trefferliste der Stichwortsuche anschließt und dann die Textpassagen aus den Programmen, in 
denen sich die Treffer befinden, aufgeführt sind. Die Seitenzahlangaben in den 
Einzelauswertungen beziehen sich auf das Wahlprogramm der jeweiligen Partei. 
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Wahlprogramm der AfD 
 
Zusammenfassung:  
 
Der Entwurf des Wahlprogramm der AfD weist im Vergleich zu den Wahlprogrammen der 
anderen Parteien die geringsten Bezüge zum Kreislauf- und Abfallwirtschaft auf. Zur Begrenzung 
der Bürokratie und wettbewerbsverzerrender Vorschriften will die AfD u. a. auch das 
Verpackungsgesetz abschaffen (s. S. 13). Ebenso sollen sämtliche CO2-Abgaben 
zurückgenommen werden (s. S. 44, 57). In einem eigenen Unterkapitel geht die AFD in zwölf 
Zeilen auf die „Rohstoff- und Kreislaufwirtschaft“ ein (s. S. 165). Darin macht sie zunächst 
allgemeine Aussagen zu Recyclingtechnologien und sieht Deutschland in diesem Bereich gut 
aufgestellt. Danach spricht sie sich gegen pauschale Verbote bei Strohhalmen und ganzer 
Stoffgruppen wie PFAS aus. Die Ursache für die Vermüllung der Weltmeere liegt nach Meinung 
der AfD an Ländern mit geringem Wohlstand. Daher solle die Politik hier ansetzen. Schließlich 
sieht die AfD in der Kommerzialisierung des Weltraums Chancen, aber auch Herausforderungen 
wie beim Weltraummüll (s. S. 166). 
 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (0), abscheidung (0), batterie (1/0), bio (9/0), bioabfall (0), Brennstoff (1/0), CCS (0), 
CCU(0), CO2 (15/3), deponie (0), digital (52/0), dual (5/0), düng (3/0), düngung (2/0), elektro (9/0), 
Elektrogeräte (0), elektrolyse (0), Entsorgung (0), gemeinnützig (2/0), Genehmigung (3/0), 
gewässer (4/0), gewerblich (0), grundwasser (0), hersteller (0), inert (0), klärschlamm (0), 
Kreislaufwirtschaft (2/1), Kunststoff (0), leichtverpackung (0), meer (2/1), mehrweg (0), mineral 
(0), Müll (2/2), nährstoff (1/0), pfand (0), plastik (0), radioaktiv (0), recyc (1/1), Recycling (1/1), 
reparatur (3/0), reparier (0), Rezyklat (0), rücknahme (2/0), sammlung (2/0), sekundär (0), 
siedlungsabfall (0), sperrmüll (0), verbrennung (5/0), verbringung (1/0), Vermeidung (3/0), 
Verpackung (1/1), Wasserstoff (2/0) 
 
 
S.13 
Vorrang für den Wettbewerb - für einen attraktiven Wirtschaftsstandort 
Strangulierende Bürokratie und wettbewerbsverzerrende Vorschriften reduzieren wir durch: 

 Abschaffung von Lieferkettensorgfaltsgesetz und EU-Lieferkettenrichtlinie  
 Abschaffung des Verpackungsgesetzes   
 Abbau der Nachhaltigkeitsberichterstattung  
 Vereinfachung der Datenschutzgrundverordnung  
 Vereinfachung des Vergaberechts  
 drastische Reduzierung von Vorschriften, Berichts- und Dokumentationspflichten für 

Mittelstand und Landwirte 
 Aufhebung des Verbrennerverbots und der unerreichbaren Flottengrenzwerte  
 Wiedereinführung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes in der Gastronomie 
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S. 44 
Bundesautobahnen entlasten – Transitverkehr auf Schiene und Wasserwege verlagern 
Die AfD lehnt ein generelles Tempolimit auf Bundesautobahnen strikt ab. Stattdessen wollen wir 
die wirklichen Probleme anpacken. Viele Autobahnen und Brücken in Deutschland müssen seit 
langem dringend saniert und instandgesetzt werden. Das geht nur mit effizienten Maßnahmen in 
der Planung und Ausführung von Baustellen sowie dem Wegfall der 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei Ersatzbauten. Zudem fordert die AfD mehr Lkw-Parkplätze 
sowie konsequente Anwendung bestehender Lkw-Überholverbote zur Sicherheit aller 
Verkehrsteilnehmer. Die massive CO₂-bezogene Erhöhung der Lkw-Maut muss 
zurückgenommen werden, da sie vor allem die Waren verteuert. Um die Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Spediteure zu sichern, wollen wir die Einhaltung der Kabotage- und Sozialvorschriften 
bei ausländischen Spediteuren konsequent überwachen. Hierzu sollen sowohl die Mautdaten als 
auch die Daten aus dem intelligenten Fahrtenschreiber genutzt werden. Das Konzept der 
„Rollenden Landstraße“ und des Containerumschlages soll für die Transitverbindungen durch 
Deutschland mit regelmäßigen Taktungen etabliert werden. Das Netz an Verladestellen und 
multimodalen Güterverkehrszentren (Straße, Schiene und Wasserwege) ist zu verdichten. Wir 
setzen uns für eine zukunftssichere Sanierung des stark vernachlässigten 
Bundeswasserstraßennetzes, die Sicherung des Hafenstandortes Deutschland und Anreize für 
Reeder ein, um wieder unter deutscher Flagge zu fahren und deutsche Seeleute zu beschäftigen. 
 
S. 57 
Abschaffung aller CO2-Abgaben 
Die CO2-Abgaben erhöhen die Produktionskosten und führen zu einem Wettbewerbsnachteil für 
die deutsche Industrie. Weiterhin benachteiligen sie ländliche Regionen, insbesondere unsere 
Landwirte, die auf fossile Energien angewiesen sind. Ein Fahrzeug mit hohem 
"Emissionspotential" kann letztendlich weniger CO2 ausstoßen als ein Fahrzeug mit geringerem 
"Emissionspotential", wird jedoch höher besteuert. Elektrofahrzeuge, die in der Produktion die 
Umwelt belasten, werden einseitig bevorzugt. Wir fordern eine ersatzlose Abschaffung der CO2-
Abgaben. 
 
S. 165 
Rohstoff- und Kreislaufwirtschaft 
Recyclingtechnologien können ein effektives Mittel für einen verantwortungsvollen Umgang mit 
Ressourcen und Abfällen sein. Sie setzen sich durch, wenn es energetisch effizient und damit 
kostengünstig ist, Materialien sortenrein zu verarbeiten, und die Verwertung von Reststoffen 
einen Wettbewerbsvorteil bietet. Deutschland ist in diesem Bereich bereits gut aufgestellt. 
 
Die Forschung an solchen Technologien in staatlichen Instituten, in Kooperation mit der Industrie, 
könnten dabei helfen, Innovationen voranzutreiben. Pauschale Verbote, wie bei Strohhalmen 
oder das in der EU diskutierte Verbot ganzer Stoffgruppen wie Teflon und PFAS, lehnt die AfD 
ab. Stattdessen fordern wir eine evidenzbasierte Bewertung der Risiken einzelner Stoffe. 
 
Die Vermüllung der Weltmeere hat ihren Ursprung nicht in Deutschland, sondern überwiegend in 
Ländern mit geringem Wohlstand. Hier hat die Politik anzusetzen. 
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S. 166 
Luft- und Raumfahrt 
Die Luft- und Raumfahrt sind Schlüsseltechnologien, in denen private Unternehmen wie SpaceX 
durch Innovationen, etwa mit wiederverwendbaren Raketen, die Raumfahrt revolutionieren. Im 
New Space-Zeitalter treiben private Firmen wie SpaceX und Eutelsats OneWeb mit Projekten wie 
Starlink die Kommerzialisierung des Weltraums voran, etwa durch globale Internetversorgung. 
Dies schafft Chancen, aber auch Herausforderungen wie Weltraummüll. Die AfD unterstützt 
Wettbewerb und Innovation, aber auch staatliche Programme zur Erschließung und Erforschung 
des Weltalls. Die deutsche Raumfahrtwirtschaft muss konkurrenzfähig bleiben. Durch einen 
pragmatischen Rechtsrahmen, wie z. B. ein Raumfahrtgesetz, und die Senkung von Arbeitsplatz- 
wie Energiekosten kann dies unterstützt werden. 
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Entwurf des Wahlprogramms von Bündnis 90/ Die Grünen 
 
Zusammenfassung:  
 
Der Entwurf des Wahlprogramms der Grünen enthält an acht Stellen einen direkten Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft (s. S. 16, 17, 26 - 29, 34). Sie wird nach Ansicht der Grünen für 
eine nachhaltige, unabhängige und wettbewerbsfähige Wirtschaft benötigt und ist eine der Säulen 
für die Rohstoffsicherung. Sie bedarf aber regulatorischer und ökonomischer 
Rahmenbedingungen, mehr Materialstandardisierungen sowie gleicher 
Wettbewerbsbedingungen für recyceltes Material. Daher müsse die Kreislaufwirtschaftsstrategie 
umgesetzt werden. Auch in Verbindung mit einem schnellen, günstigen und klimaverträglichen 
Bauen werde die Kreislaufwirtschaft benötigt, um Bauschutt zu vermeiden, Rohstoffe zu schonen 
und Material wiederzuwenden. Um dies zu erreichen, sollen diesen Zielen entgegenstehende 
Vorschriften reduziert werden. Schließlich soll die Kreislaufwirtschaft in Form einer sorgsamen 
Kaskaden- und Mehrfachnutzung im Umgang mit Biomasse zur Anwendung kommen, um 
sorgsamer mit wertvollen Ackerböden umzugehen.  
Für die Abfallwirtschaft ist darüber hinaus relevant, dass die Abscheidung, Speicherung und 
Nutzung von CO₂ (CCS/CCU) von schwer zu vermeidenden Emissionen bei bestimmten 
Produktionsprozessen (ohne diese genauer zu benennen) möglich sein soll. Deshalb 
unterstützen Grünen die Anwendung dieser Technologie und den Ausbau der dafür notwendigen 
Infrastruktur. Die Speicherung von CO₂ in Meeresschutzgebieten wird abgelehnt (s. S. 13). 
Die Reduzierung von Verschmutzung und Vermüllung der Umwelt zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen wird ebenfalls als eine große Herausforderung angesehen (s. S. 26, 27). Um 
dies zu erreichen, soll bis spätestens 2045 kein vermeidbarer Verpackungsmüll mehr anfallen. 
Für dieses Ziel sollen Kunststoffhersteller stärker an den Umweltkosten ihrer Produkte beteiligt 
werden. Ebenso sollen Hersteller von wassergefährdenden Stoffen stärker in die Verantwortung 
genommen werden und für die Folgen der Verschmutzung von Wasser aufkommen. Darüber 
hinaus will man eine Technik fördern, die ein umweltverträgliches Abfischen von Müll aus dem 
Meer ermöglicht. Zusätzlich möchte man sich für den Abschluss des internationalen 
Plastikabkommens einsetzen. 
 
 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (0), Abscheidung (1/1), batterie (3/0), bio (11/2), bioabfall (0), Brennstoff (0), CCS (1/1), 
CCU (1/1), CO2 (13/1), deponie (0), digital (75/1), dual (0), düng (1/0), düngung (0), elektro (7/0), 
Elektrogeräte (0), elektrolyse (3/0), Entsorgung (0), gemeinnützig (9/0), Genehmigung (5/0), 
gewässer (2/1), gewerblich (1/0), grundwasser (0), hersteller (5/2), inert (0), klärschlamm (0), 
Kreislaufwirtschaft (7/6), Kunststoff (1/1), leichtverpackung (0), meer (20/3), mehrweg (0), mineral 
(0), Müll (8/7), nährstoff (2/1), pfand (0), plastik (1/1), radioaktiv (0), recyc (3/3), Recycling (2/2), 
reparatur (1/1), reparier (0), Rezyklat (0), rücknahme (2/0), sammlung (0), sekundär (0), 
siedlungsabfall (0), sperrmüll (0), verbrennung (1/0), verbringung (0), Vermeidung (1/0), 
Verpackung (2/2), Wasserstoff (4/0) 
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S. 13 
Für die klimaneutrale Modernisierung der Industrie 
Unser Anspruch ist es, dass Deutschland ein starker Industriestandort bleibt, denn 
Industrieunternehmen sind in ihren Regionen identitätsstiftend und wichtige Arbeitgeber. Wir 
wollen unsere Industrie bei der klimafreundlichen Modernisierung unterstützen, sie hier halten 
und verhindern, dass die Produktion in Länder abwandert, in denen es noch keinen CO₂-Preis 
und nur laxe Umweltschutz- und Sozialstandards gibt. In einer Welt, in der Krisen, Konflikte oder 
machtpolitische Bestrebungen jederzeit Lieferketten stören oder zerbrechen lassen können, 
brauchen wir in essenziellen Bereichen eigene Produktionsmöglichkeiten, um fatale 
Abhängigkeiten zu vermeiden.  
 
Damit die klimaneutrale Modernisierung der Industrie gelingen kann, setzen wir auf einen 
effizienten Instrumentenmix aus marktwirtschaftlichen Instrumenten wie CO₂-Preis, gezielter 
Unterstützung vor allem bei Investitionen und – wo nötig – möglichst unbürokratischem 
Ordnungsrecht. Wo Investitionshürden zu Beginn zu hoch sind und über den CO₂-Preis nicht 
genug Anreize gesetzt werden, setzen wir auf wettbewerbsorientierte Instrumente wie die 
Klimaschutzverträge. Den Anwendungsbereich der Klimaschutzverträge werden wir ausweiten 
und so diejenigen Unternehmen finanziell fördern, die pro Euro am meisten CO₂ einsparen. Um 
ausreichend Nachfrage für klimaneutral hergestellte Produkte zu garantieren, werden wir grüne 
Leitmärkte in Sektoren wie Stahl und Zement europaweit etablieren. Dafür wollen wir 
beispielsweise bei öffentlichen Aufträgen eine Mindestquote von grünem Stahl einführen, die 
stetig ansteigt. Die vollständige Klimaneutralität der Industrie wird aufgrund von schwer zu 
vermeidenden Emissionen bei bestimmten Produktionsprozessen nur mit der Abscheidung, 
Speicherung und Nutzung von CO₂ (CCS/CCU) möglich sein. Deshalb ermöglichen wir dafür die 
Anwendung dieser Technologie und unterstützen den Ausbau der notwendigen Infrastruktur. Die 
Speicherung von CO₂ in Meeresschutzgebieten lehnen wir ab. 
 
S.16 
Für Rohstoffsicherheit und Kreislaufwirtschaft 
Eine nachhaltige, unabhängige und wettbewerbsfähige Wirtschaft erfordert sowohl eine 
gesicherte Versorgung mit Rohstoffen als auch den Übergang zu einer effektiven 
Kreislaufwirtschaft im Einklang mit den planetaren Grenzen, die Ressourcen spart und Müll 
vermeidet. Auch für das Erreichen der Klimaziele sind wir auf eine verlässliche Versorgung mit 
Rohstoffen angewiesen.  
 
Unser Ansatz für mehr Rohstoffsicherheit basiert auf vier Säulen. Erstens wollen wir den 
Verbrauch von Primärrohstoffen senken und langfristig halbieren. Der Ausstieg aus der 
Verbrennung fossiler Energierohstoffe, Rohstoffeffizienz und – wo möglich – der Ersatz von 
Rohstoffen, ebenso wie der gezielte Einsatz von Recyclingrohstoffen sind der Schlüssel dafür. 
Zweitens fördern wir Recycling und den Aufbau einer effektiven Kreislaufwirtschaft. Drittens 
setzen wir auf heimischen und europäischen Bergbau, auch mit einem modernisierten, 
umweltschonenden Bergrecht. Und viertens entwickeln wir eine nachhaltige Rohstoffaußenpolitik 
und schließen neue Rohstoffpartnerschaften.  
 
Niemand hat Lust, ständig Dinge wegzuwerfen und große Mengen an Müll zu produzieren. Die 
Kreislaufwirtschaft macht daraus mit neuen Geschäftsmodellen eine wirtschaftliche Chance, von 
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der Wasserflasche über das Smartphone bis zum Wohnhaus. Sie braucht die richtigen 
regulatorischen und ökonomischen Rahmenbedingungen, mehr Materialstandardisierung und 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für recyceltes Material. Ein digitaler Produktpass schafft 
bessere Informationen über die Materialien, die in einem Produkt stecken. Dafür werden wir jetzt 
die Kreislaufwirtschaftsstrategie umsetzen. Wir haben uns auf europäischer Ebene erfolgreich 
dafür eingesetzt, dass Produkte langlebig und reparaturfreundlich hergestellt werden. 
 
S.22 
Für günstige, verlässliche und klimaneutrale Energie 
Günstiger Strom aus erneuerbaren Energien wie Wind, Sonne, Wasserkraft, Geothermie und 
naturverträgliche Bioenergie sichert unseren Wohlstand. Er ist auch die Grundlage für ein 
bezahlbares Leben, denn Wärme und Mobilität werden zunehmend elektrisch. Wir halten Kurs 
beim erreichten Rekord-Ausbautempo und bauen die Infrastruktur so aus, dass der günstige 
Strom bei Menschen und Unternehmen ankommt. 
 
S. 26 
Für eine gesunde Umwelt 
Die zunehmende Verschmutzung und Vermüllung ist neben der Klima- und Biodiversitätskrise 
die dritte große Herausforderung für den Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Mit 
sauberen Böden, frischer Luft und Rückzugsorten, an denen man auch mal seine Ruhe genießen 
kann, sorgen wir für mehr Lebensqualität. Ob dreckige Luft oder Lärm, wir wollen die Leitlinien 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zum gesetzlichen Maßstab für ein gesundes Leben in 
Deutschland und Europa machen. Durch einen stärker vorsorgenden Ansatz bringen wir den 
Schutz unserer Böden ins 21. Jahrhundert. Dies bedeutet weniger giftige Rückstände im Boden 
und einen insgesamt rücksichtsvolleren Umgang aller Nutzer*innen, um die Kraft unserer Böden 
zu entfesseln. 
 
Unser Ziel ist es, den Verpackungsmüll wirksam zu reduzieren und die Vermüllung von 
Landschaft und Gewässern zu stoppen. Kunststoffhersteller werden wir stärker an den 
Umweltkosten ihrer Produkte beteiligen. Spätestens ab 2045 soll kein vermeidbarer 
Verpackungsmüll mehr anfallen. 
 
Bei der Reform des europäischen Instruments für die Sicherheit von Chemikalien (REACH-
Regelung) wollen wir schneller vorankommen. Wir unterstützen einen risikobasierten Ansatz, der 
die Wechselwirkungen der Chemikalien berücksichtigt. Wichtig sind uns dabei die 
Beschleunigung der Verfahren und die Verbesserung der Sanktionsmöglichkeiten. Stoffe, die 
Mensch und Ökosysteme dauerhaft schädigen, wie die sogenannten Ewigkeitschemikalien 
nehmen wir besonders in den Blick. Überall dort, wo sie gut ersetzt werden können und 
insbesondere in verbrauchernahen Produkten, wollen wir aus ihrer Verwendung rasch 
aussteigen. 
 
Für die Folgen der Verschmutzung von Wasser sollen die Verschmutzer aufkommen. Dafür 
wollen wir die Hersteller von wassergefährdenden Stoffen stärker in die Verantwortung nehmen. 
Der Vermüllung von Flüssen und Meeren wollen wir durch Abwassermanagement 
entgegentreten, Nährstoffeinträge reduzieren und die Verhandlungen für ein internationales 
Plastikabkommen erfolgreich abschließen. Meere schützen wir auch durch ein Ende der Öl- und 
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Gasförderung in Nord- und Ostsee bis 2035. Wir wollen Technik fördern, die eine Bergung der 
Munitionsaltlasten in Nord- und Ostsee und ein umweltverträgliches Abfischen von Müll aus dem 
Meer ermöglicht. 
 
S. 28 
Für die natürlichen Grundlagen unserer Ernährung 
Die Auswirkungen der Klimaerhitzung, des Insektensterbens und unseres Umgangs mit 
gesunden Böden sind zentrale Herausforderungen für unsere Ernährungssicherheit. 
Zukunftsfeste Landwirtschaft stellt sich diesen Herausforderungen. Dafür braucht es neben mehr 
Wertschätzung auch genügend Wertschöpfung. Unnötige Bürokratie werden wir aktiv abbauen, 
ohne notwendige Standards im Umwelt- und Verbraucherschutz abzubauen.  
 
Dafür braucht es einen möglichst sparsamen und bedachten Einsatz von Pestiziden und 
Düngemitteln. Der Pestizideinsatz soll EU-weit bis 2030 halbiert werden, um die EU-Farm-to-
Fork-Strategie umzusetzen. Wir setzen hier auf Innovation, Digitalisierung sowie 
einkommenswirksame Honorierungen von Umweltleistungen. Und wir setzen auf 
marktwirtschaftliche Lösungen wie eine Pestizidabgabe, die wirksam und unbürokratisch ist. 
Außerdem schaffen wir genügend geschützte Rückzugsräume für die Natur. Wir bringen 
Agroforstsysteme raus aus der Nische und rein in die Fläche. Wir unterstützen die Landwirt*innen 
dabei, hier Bäume und Ackerkultur zu kombinieren. Damit leisten sie einen Beitrag zum Schutz 
der Böden und Artenvielfalt. 
 
Eine wichtige Rolle beim Schutz der natürlichen Grundlagen spielt die ökologische 
Landwirtschaft. Naturschonende Erzeugungsformen müssen einen Vorteil gegenüber 
Produktionsweisen haben, die starke Umweltfolgen nach sich ziehen. Wir unterstützen sie daher 
und arbeiten deshalb weiter an dem Ziel 30 Prozent Ökolandbau bis 2030. 
 
Wir brauchen auch einen sorgsameren Umgang mit wertvollen Agrarflächen. Dafür führen wir im 
Planungsrecht Vorrangflächen für die Nahrungsmittelproduktion ein. Bei der Biomasse setzen wir 
auf die sorgsame Kaskaden- und Mehrfachnutzung. Übernutzte und geschädigte Böden 
gefährden eine gesunde Ernährung. Sie speichern weniger Wasser und verlieren relevante 
Nährstoffe. Dem wollen wir durch ein neues Bodenschutzgesetz vorbeugen. 
 
S. 34 
Für schnelles, günstiges und klimaverträgliches Bauen 
Klimaverträgliches Bauen und Sanieren nutzt nicht nur dem Klima, es reduziert auch zukünftige 
Wohnkosten. Damit diese positiven Effekte auch bei Mieter*innen ankommen, wollen wir klare 
Anreize dafür setzen, dass Vermieter*innen verfügbare öffentliche Fördermittel zur Sanierung 
auch tatsächlich nutzen. Dazu gibt es viele Wege: Manchmal sind es neue Technologien, 
manchmal der Rückgriff auf bewährte Bautraditionen, die den Schlüssel dazu liefern. Die 
Kreislaufwirtschaft beim Bau ist ebenfalls entscheidend, damit Bauschutt vermieden, Rohstoffe 
geschont und Material wiederverwendet werden kann. Wir reduzieren Vorschriften, die dem im 
Weg stehen. Um die Finanzierung von klimafreundlichen Sanierungen zu erleichtern, wollen wir 
sanierte Gebäude einfacher als taxonomiekonform anerkennen. Komfortables, preiswertes und 
klimaverträgliches Bauen bedarf technischer und rechtlicher Innovationen – es ermöglicht auch 
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neue Formen des Zusammenlebens. Dieses neue Zusammenspiel sollten wir als Gesellschaft 
mithilfe des Instruments des Reallabors unkompliziert ausprobieren und daraus lernen. 
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Wahlprogramm des BSW 
 
Zusammenfassung:  
 
Das BSW geht an wenigen Stellen ihres Wahlprogramms auf gezielte Aspekte der Kreislauf- und 
Abfallwirtschaft ein. Das BSW schätzt ein, dass der europäische Emissionshandel eher zu 
Produktionsverlagerungen als zur Anwendung klimaschonender Verfahren führt. Daher soll der 
CO2-Preis, der alles teurer macht, ohne dass es für die meisten Menschen Alternativen gibt, 
abgeschafft werden (s. S. 10/ 11). Allerdings soll der Betrieb von CCS- oder CCU-Anlagen zur 
Abscheidung von unvermeidbaren CO2-Emissionen und dessen Lagerung oder Nutzung 
weiterentwickelt und gefördert werden. Für den Bau von CCS- oder CCU-Anlagen soll eine 
Förderung mithilfe von Superabschreibungen oder öffentlicher Kredite erfolgen (s. S. 12). Zudem 
will das BSW den Ausbau von Fernwärme auf Basis erneuerbarer Energiequellen unterstützen 
(s. S. 12). Um eine Belastung der Umwelt zu vermeiden, will das BSW einen nachweislich 
absichtsvoll geplanten Verschleiß von Produkten verbieten (s. S. 12). Auch spricht sich das BSW 
für eine Kennzeichnungspflicht für die Lebensdauer technischer Produkte auf der Verpackung 
oder in der Produktbeschreibung aus (s. S. 12). Ebenso hier soll eine bewusste und gezielte 
Verringerung der Lebensdauer von Produkten verboten werden. Darüber hinaus will das BSW 
Reparaturen von defekten Geräten durch eine niedrigere Mehrwertsteuer und einen 
bundesweiten Reparaturbonus attraktiver machen (s. S. 12). Schließlich spricht sich das BSW für 
eine Unterstützung und Förderung technologieoffener Innovationen für gesellschaftlich 
gewünschte Ziele aus, unter die sie u.a. auch die Kreislaufwirtschaft fasst (s. S. 13). 
 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (0), abscheidung (1/1), batterie (4/0), bio (4/1), bioabfall (0), Brennstoff (0), CCS (2/2), 
CCU(2/2), CO2 (8/2), deponie (0), digital (29/0), dual (2/0), düng (0), düngung (0), elektro (4/0), 
Elektrogeräte (0), elektrolyse (1/0), Entsorgung (0), gemeinnützig (7/0), Genehmigung (3/0), 
gewässer (0), gewerblich (1/0), grundwasser (0), hersteller (5/2), inert (0), klärschlamm (0), 
Kreislaufwirtschaft (1/1), Kunststoff (0), leichtverpackung (0), meer (1/0), mehrweg (0), mineral 
(0), Müll (1/1), nährstoff (0), pfand (0), plastik (0), radioaktiv (1/0), recyc (0), Recycling (0), 
reparatur (3/2), reparier (0), Rezyklat (0), rücknahme (3/0), sammlung (1/0), sekundär (0), 
siedlungsabfall (0), sperrmüll (0), verbrennung (0), verbringung (0), Vermeidung (0), Verpackung 
(1/0), Wasserstoff (2/0) 
(14 Treffer mit weitestgehendem Bezug zur Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
 
S. 10/11 
2. Deindustrialisierung stoppen – Ein Comeback-Plan für unsere Wirtschaft 
Der Emissionshandel könnte ein sinnvolles Instrument sein, den technologischen Wandel in 
Richtung klimaverträglicherer Technologien zu lenken, wenn er weltweit zur Anwendung käme. 
Als rein europäisches Instrument motiviert er eher zu Produktionsverlagerungen als zur 
Anwendung klimaschonender Verfahren. Tatsächlich sinkt der Anteil der EU an der globalen 
Produktion seit Jahren. Dabei fallen wir nicht nur gegenüber China, sondern auch gegenüber den 
Vereinigten Staaten zurück. Diesen Irrweg wollen wir verlassen. Statt auf den CO2 Preis zu 
setzen, wollen wir den technologischen Wandel durch die Förderung von Innovation und gezielt 
gesetzte Anreize ermöglichen. 
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✔ Den CO2-Preis, der alles teurer macht, ohne dass es für die meisten Menschen Alternativen 
gibt, wollen wir abschaffen. 
 

✔ Der europäische Emissionshandel muss entweder globalisiert werden, oder Deutschland sollte 
auf EU-Ebene für seine Abschaffung werben. Ein europäischer Alleingang hilft dem Klima nicht, 
führt aber zum Niedergang unserer Industrie und zur Abwanderung, insbesondere der 
energieintensiven Branchen 
 
S. 11/12 
2. Deindustrialisierung stoppen – Ein Comeback-Plan für unsere Wirtschaft 

✔ Biogasanlagen wollen wir einvernehmlich mit unseren Landwirten betreiben und damit eine 
ergänzende Einnahmequelle für landwirtschaftliche Betriebe erreichen. Die entsprechende 
Pflanzennutzung darf dabei nicht in Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion geraten. 
… 

✔ Anstatt auf Verbote setzen wir auf Förderung und Anreize bei der Entwicklung von 
vielversprechenden Technologien. So wollen wir den Betrieb von CCS- oder CCU-Anlagen zur 
Abscheidung von unvermeidbaren CO2-Emissionen und dessen Lagerung oder Nutzung 
weiterentwickeln und fördern. Den Bau von CCS- oder CCU-Anlagen wollen wir mithilfe von 
Superabschreibungen oder öffentlicher Kredite fördern. 
 
Fernwärme wird in Zukunft eine wichtigere Rolle spielen, wir unterstützen ihren Ausbau und die 
Umstellung auf erneuerbare Energiequellen. Geothermie wollen wir ausbauen. Das Potenzial 
liegt in Deutschland bei 300 Terawattstunden und damit bei rund einem Viertel unserer 
Wärmeversorgung. In einem ersten Schritt wollen wir die Erschließungsziele bis 2030 von 10 auf 
100 Terawattstunden anheben. Auch die Abwärme aus industriellen Prozessen, 
Verbrennungsanlagen oder Rechenzentren wollen wir effizienter nutzen. Die Förderung von 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen muss über das Jahr 2025 hinaus fortgeschrieben werden. 
… 
Eine große Belastung für die Umwelt und eine Quelle für unnötige CO2-Emissionen sind 
Produkte, die nach zu kurzer Nutzungsdauer auf dem Müll landen. Das frisst knappe Ressourcen 
und Energie und ist ein erhebliches Klima- und Umweltproblem. Nicht wenige Hersteller sorgen 
durch minderwertiges Material oder schlechte Verarbeitung an Schwachstellen für eine verkürzte 
Lebensdauer ihrer Produkte. Man nennt das „Geplanten Verschleiß“. Er muss, wenn er 
nachweislich absichtsvoll geschieht, auch in Deutschland verboten werden. 
 

✔ Wir wollen mit einer Kennzeichnungspflicht für die Lebensdauer den Druck auf die Hersteller 
erhöhen, ihre Produkte langlebiger zu produzieren. Die voraussichtliche Lebensdauer 
technischer Produkte soll künftig klar und gut sichtbar auf der Verpackung oder in der 
Produktbeschreibung stehen. 
 

✔ Eine bewusste und gezielte Verringerung der Lebensdauer von Produkten soll verboten 
werden. 
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Wenn die Hersteller die Anzahl der Waschgänge, Rasuren oder Druckseiten angeben müssten, 
mit denen Kunden rechnen dürfen, bevor ein Gerät den Dienst einstellt, können Kunden ihre 
Kaufentscheidung danach ausrichten. Hersteller von Akku-Geräten, die einen günstigen Akku-
Austausch ermöglichen, könnten eine deutlich höhere Nutzungsdauer versprechen als 
diejenigen, die den Akku fest verbauen. 

 
✔ Reparaturen von defekten Geräten wollen wir attraktiver machen – durch eine niedrigere 
Mehrwertsteuer und einen bundesweiten Bonus für Reparaturleistungen. 
 
S.13 
Schlüsselbranchen im Land halten, Innovation fördern 
Wir setzen uns für eine aktive Industriepolitik ein, wie sie in nahezu allen erfolgreichen 
Industrieländern praktiziert wird. Der Staat hat eine Verantwortung, Industrien aus strategischen 
Gründen zu erhalten und umzubauen sowie technologieoffen Innovation für gesellschaftlich 
erwünschte Ziele (Klima- und Umweltschutz, Einsparung an Ressourcen, Kreislaufwirtschaft) zu 
fördern und zu unterstützen. 
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Wahlprogramm von CDU/CSU 
 
Zusammenfassung:  
 
„Kreislauf- bzw. Abfallwirtschaft“ ist kein Kern-, sondern ein Randthema im Wahlprogramm der 
CDU. Zudem werden zumeist allgemeine Aussagen zu diesen Themen getätigt, die nur selten 
durch konkrete Maßnahmen unterlegt sind.  
 
Die CDU greift das Thema „Kreislaufwirtschaft“ an drei Stellen im Wahlprogramm in knapper 
Form auf (s. S. 22 + 23). Zweimal sind es grundsätzliche zustimmende, aber keine mit konkreten 
Maßnahmen versehene Aussagen, die unter der Überschrift „Ressourcen nachhaltig nutzen“ 
stehen. Eine weitere befasst sich speziell mit der CO2-Kreislaufwirtschaft. In zwei Sätzen wird 
dargestellt, dass für die CDU dazu eine natürliche und technische Nutzung (CCU) und 
Speicherung von CO2 (CCS) gehört, für die sie notwendigen Rahmenbedingungen inkl. einer 
erforderlichen Transportinfrastruktur ermöglichen will. Das Thema „Abfall/ Recycling“ wird an fünf 
weiteren Stellen – ebenfalls in knapper Form – erwähnt (s. S. 16, 18, 23). Darin spricht sich die 
CDU für ein Technologie- und materialoffenes Recycling aus und sieht die aus dem Recycling 
entstandenen Wertstoffe als Rohstoffe 2.0 an. Darüber hinaus wird der „Kampf gegen 
Verschmutzung der Meere“ als ein besonderes Anliegen bezeichnet und dass man bei der 
Reinhaltung der Gewässer auf das Verursacherprinzip setze. Im Zuge der Verringerung der 
Bürokratie will die CDU für kleine und mittlere Unternehmen die Betriebsbeauftragten u.a. auch 
für Abfall abschaffen. Bzgl. der gleichen Thematik will die CDU auch die Stoffstrombilanz 
zurücknehmen (s. S. 4 + 34). Zudem ist auch die Kreislauf- bzw. Abfallwirtschaft davon betroffen, 
dass die CDU Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen möchte (s. S. 8, 71, 78). 
 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (1/1), abscheidung (0), batterie (2/1), bio (10/3), bioabfall (0), Brennstoff (1/0), CCS (2/2), 
CCU(1/1), CO2 (13/3), deponie (0), digital (76/0), dual (6/0), düng (2/2), düngung (0), elektro (7/0), 
Elektrogeräte (0), elektrolyse (0), Entsorgung (0), gemeinnützig (3/0), Genehmigung (9/4), 
gewässer (3/1), gewerblich (0), grundwasser (1/0), hersteller (1/0), inert (0), klärschlamm (0), 
Kreislaufwirtschaft (1/1), Kunststoff (0), leichtverpackung (0), meer (9/1), mehrweg (0), mineral 
(1/0), Müll (0), nährstoff (0), pfand (0), plastik (0), radioaktiv (0), recyc (2/2), Recycling (1/1), 
reparatur (0), reparier (0), Rezyklat (0), rücknahme (1/0), sammlung (1/0), sekundär (0), 
siedlungsabfall (0), sperrmüll (0), verbrennung (0), verbringung (0), Vermeidung (3/0), 
Verpackung (0), Wasserstoff (6/1) 
 
 
S. 4 
 Wir sagen Bürokratie den Kampf an: Stoffstrombilanz im Düngerecht, Bodengesetz, 

Taxonomie. Ein Landwirt muss wieder Landwirt sein können. 
 
S. 8 
 Wir wollen Planungs- und Genehmigungsverfahren beschleunigen – gerade bei Bau, 

Verkehr und digitalen Infrastrukturen. 
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S. 16 
 Schluss mit immer mehr Betriebsbeauftragten. Die Pflicht zur Bestellung von 

Betriebsbeauftragten – zum Beispiel für Abfall, Brandschutz oder Sicherheit – belastet kleine 
und mittlere Unternehmen sehr. Wir befreien sie davon und vereinheitlichen die 
Schwellenwerte, ab denen Beauftragte berufen werden müssen. 

 
S. 18 
 Rohstoffe von hier. Wir sichern die Versorgung auch durch einen verantwortungsvollen, 

heimischen Abbau. Zudem verstehen wir die aus Recycling entstandenen Wertstoffe als 
Rohstoffe 2.0. Sie erfüllen die höchsten Ansprüche und sind zugleich nachhaltig. Wir reizen 
das privatwirtschaftliche, nicht-spekulative Anlegen von Vorräten durch eine 
Rohstoffbevorratungsrücklage an. 

 
S. 19 
 Ideologiefrei und technologieoffen zu bezahlbarer Energie. Wir bringen alle Kapazitäten 

ans Netz, die klimafreundlich und systemdienlich sind, angefangen bei einem zielgerichteten 
weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien. Wir nutzen die Erneuerbaren konsequent, und 
zwar alle: Windenergie an Land und auf See, Solarenergie, Geothermie, Wasserkraft, 
Bioenergie und den nachwachsenden Rohstoff Holz. Die Potenziale der Kraft-Wärme-
Kopplung müssen konsequent genutzt werden. 

 
S. 22 
 CO2-Kreislaufwirtschaft etablieren. Wir setzen auf eine umfassende CO2-

Kreislaufwirtschaft mit natürlicher und technischer CO2-Nutzung und Speicherung. Wir 
schaffen die notwendigen Rahmenbedingungen, um Carbon Capture and Utilization (CCU), 
Carbon Capture and Storage (CCS) und Direct Air Capture (DACCS) sowie die erforderliche 
Transportinfrastruktur zu ermöglichen. 

 
 
S. 23 
Ressourcen nachhaltig nutzen 
Unser Auftrag ist, mit den uns gegebenen Ressourcen schonend und effizient umzugehen. Es 
geht um unsere wirtschaftliche Souveränität, Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit, um 
unseren Lebensstil und Wohlstand. Wir denken in Kreisläufen und reduzieren den 
Ressourcenverbrauch. 
 
 Wirtschaften ja, aber nachhaltig. Wir wollen eine verantwortungsvolle Kreislaufwirtschaft. 

Unsere Aufgabe ist es, Stoffkreisläufe zu schließen – bei Stoffen, aber auch bei Wasser, 
Wärme oder Kohlenstoff. Gleichzeitig stärken wir die „Shared Economy“. 

 
 Technologie- und materialoffen recyceln. Dazu bauen wir rechtliche Hemmnisse ab, 

setzen auf Modularität und innovatives Produktdesign und ermöglichen einen breiten 
Technologiemix. 
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Umweltschutz gemeinsam machen 
Umweltpolitik bedeutet für uns, Wasser, Boden und Luft in den Blick zu nehmen und unsere 
Biodiversität zu schützen. Der Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen, von Lebensräumen und 
Arten ist von zentraler Bedeutung. 
 
 Meere richtig schützen. Wir machen uns dafür stark, dass die Meeresschutzabkommen 

weiterentwickelt werden. Ein besonderes Anliegen ist uns der Kampf gegen die 
Verschmutzung der Meere sowie gegen Munitionsaltlasten in der Nord- und Ostsee. 

 
S. 24 
 Wasser als höchstes Gut. Dafür erhöhen wir das Bewusstsein und sorgen mit den Ländern 

und Kommunen für einen guten ökologischen Zustand unserer Gewässer. Unsere 
hochwertigen und wertvollen Trink-, Mineral-, Heil- und Grundwasservorkommen schützen 
wir besonders. Unser Augenmerk gilt dabei besonders Regionen, die zunehmend von 
Trockenheit betroffen sind. Für eine sichere Ver- und Entsorgung nutzen wir auch digitale 
Lösungen. Zur Reinhaltung unserer Gewässer setzen wir auf das Verursacherprinzip. 

 
S. 25 
 Innovations- und Technologiestandort stärken. Wir wollen Deutschland als 

Kompetenzzentrum und Innovationsstandort für Zukunftstechnologien entwickeln. Das gilt 
sowohl für bereits etablierte Bereiche wie Luft- und Raumfahrt als auch für neue 
Technologien wie zum Beispiel Quantencomputing, KI, Fusionsenergie, Biotechnologie, 
Batteriezellen und Mikroelektronik. Wir werden eine neue ambitionierte Raumfahrtstrategie 
verfolgen. 

 
S. 34 
 Bei Bürokratie ausmisten. Wir bauen Berichts- und Dokumentationspflichten spürbar ab, 

stellen uns neuen EU-Pflichten frühzeitig entgegen und setzen stattdessen auf 
Marktwirtschaft und Vertrauen. Europarechtliche Vorgaben setzen wir national grundsätzlich 
eins zu eins um und gehen nicht über das vorhergesehene Mindestmaß an Regulierung 
hinaus. Konkret wollen wir auf die Stoffstrombilanz im Düngerecht verzichten, ein EU-
Bodengesetz dauerhaft abwenden und die EU-Taxonomie auch für die Land- und 
Forstwirtschaft entschärfen. 

 
S. 71 
 Baukostenmoratorium erlassen. Mit uns gibt es keine neuen Standards, die Baukosten 

ohne nennenswerten Mehrwert erhöhen. Planungs- und Nebenkosten senken wir durch 
Digitalisierung und Beschleunigung von Bauleit- und Baugenehmigungsverfahren. Niedrige 
Baukosten und mehr Neubau nützen vor allem auch den Mietern. 

 
S. 73 
 Mehr Technologie wagen. Neben der Elektromobilität sollen alle klimafreundlichen 

Möglichkeiten für alternative Antriebe und energieeffiziente Kraftstoffe genutzt werden. Dazu 
gehören beispielsweise E-Fuels, Wasserstoff und nachhaltige Biokraftstoffe. Wir stehen für 
Technologieoffenheit. 
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S. 78 
 Planung, Genehmigung und Umsetzung beschleunigen. Regelungen, die in einem 

Bereich zur Verfahrensbeschleunigung beitragen, müssen auch auf andere Bereiche wie 
Verkehr, Bau und digitale Infrastrukturen übertragen werden. Mit einer Genehmigungsfiktion 
sorgen wir dafür, dass Anträge bei Ämtern und Behörden schneller beschieden werden. 
Zudem sollte die Präklusion eine größere Rolle einnehmen. 
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Wahlprogramm von Die Linke 
 
Zusammenfassung:  
 
Das Wahlprogramm der LINKEN enthält von allen Wahlprogrammen die meisten Bezüge zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft. Die dabei angesprochenen Punkte reichen von 

 dem Verbot der Lebensmittelverschwendung (s. S. 6) über  
 ermäßigte Steuersätze für Reparaturdienstleistungen (s. S. 11),  
 Förderung der Speicherung von CO2 nur bei Nachweis, dass es kein alternatives, CO2-

freies Produktionsverfahren gibt (s. S. 35), 
 höhere gesetzliche Recyclingquoten und höhere Einsatzquoten für wiederverwertete 

Stoffe (s. S. 35),  
 Vorrang der Vergärung vor der Kompostierung bzgl. der eingesammelten Bioabfälle (s. S. 

35),  
 strengere Vorgaben für Haltbarkeit und Produkte ohne Sollbruchstellen (s. S. 35),  
 neue Ökodesignvorgaben und eine längere Gewährleistungsdauer für nachhaltige 

Produkte (s. S. 35),  
 eine erweiterte Herstellerverantwortung (s. S. 35),  
 weitreichende Verbote bei Einwegverpackungen und in den verbleibenden Fällen 

Abgaben für die Hersteller (s. S. 35),  
 ein EU-einheitliches Pfandsystem für Ein- und Mehrweggetränkeflaschen (s. S. 35),  
 Verbote von Müllexporten aus der EU (s. S. 35),  
 intensivere Bekämpfung von illegalen Müllverschiffung von Elektroschrott (s. S. 35), 
 Rückführung der Abfallbehandlung und Abfallentsorgung als Bestandteile der 

Daseinsvorsorge in die öffentliche Hand (s. S. 35),  
 Einsatz von Biokraftstoffen nur aus regionaler Produktion sowie aus Bioabfällen oder 

Reststoffen, die nicht in der Konkurrenz zu Lebensmitteln stehen (s. S. 3),  
 Reduzierung der Viehbestände in der Bundesrepublik, um eine Überdüngung und 

Gewässer zu verringern (s. S. 42), 
 drastische Minderung der Belastung der Meer durch Müllentsorgung sowie Einleitungen 

von Landwirtschaft und Industrie (s. S. 43) bis  
 zur „vollzeitnahen Teilzeit“ u.a. auch bei der Müllabfuhr (s. S. 46). 

 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (8/8), abscheidung (1/1), batterie (1/0), bio (9/3), bioabfall (1/1), Brennstoff (0), CCS (2/1), 
CCU(1/1), CO2 (12/2), deponie (0), digital (29/0), dual (9/0), düng (2/1), düngung (1/0), elektro 
(6/2), Elektrogeräte (0), elektrolyse (1/1), Entsorgung (4/4), Recycling (2/2), gemeinnützig (30/1), 
Genehmigung (2/0), gewässer (5/1), gewerblich (1/0), grundwasser (1/0), hersteller (2/2), inert 
(1/0), klärschlamm (0), Kreislaufwirtschaft (2/2), Kunststoff (0), leichtverpackung (0), meer (13/1), 
mehrweg (1/1), mineral (0), Müll (8/7), nährstoff (0), pfand (0), plastik (1/1), radioaktiv (0), recyc 
(3/3), reparatur (4/3), reparier (3/1), Rezyklat (0), rücknahme (2/1), sammlung (4/0), sekundär (0), 
siedlungsabfall (0), sperrmüll (0), verbrennung (1/0), verbringung (0), Vermeidung (2/0), 
Verpackung (1/1), Wasserstoff (7/0) 
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S. 6 
Wir senken die Lebenshaltungskosten – sofort und wirkungsvoll 
▪ Lebensmittelverschwendung soll verboten werden. Genießbare Lebensmittel sind an 
gemeinnützige Organisationen weiterzugeben oder direkt kostenfrei abzugeben. Der Umfang der 
Lebensmittelabfälle soll bis 2030 halbiert werden. Dafür braucht es verbindliche Vorgaben für die 
unterschiedlichen Branchen. 
 
S. 11 
Kleine und mittlere Einkommen entlasten 
▪ Für arbeitsintensives Handwerk, Arzneimittel und Produkte für Kinder wollen wir ermäßigte 
Steuersätze. Das gilt auch für Reparaturdienstleistungen und Demontage, damit Reparatur und 
Wiedernutzung Vorrang vor Entsorgung haben. 
 
S. 34 
Energiewende durchsetzen 
▪ Carbon Capture and Storage (CCS) – also die Abscheidung und die unterirdische Einlagerung 
von Kohlendioxid – ist keine Lösung für die Probleme des Klimawandels. Die Speicherung von 
CO2 unter der Erde ist mit hohen Risiken verbunden. Carbon Capture and Utilization (CCU) – 
also die stoffliche Nutzung des entnommenen CO2 – darf nicht dazu führen, dass die 
Energiewende ausgebremst und länger als nötig an fossilen Anwendungen und 
Produktionsprozessen festgehalten wird. Wir wollen sie beim Industrieumbau nur dann fördern, 
wenn es nachgewiesenermaßen kein alternatives, CO2-freies Produktionsverfahren gibt. 
 
S. 35 
Mehr Kreislaufwirtschaft, weniger Abfälle 
Die Rohstoffwende kann nur gelingen, wenn wir Ressourcen länger nutzen und nach der Nutzung 
wieder in die Produktion einspeisen – so entsteht eine Kreislaufwirtschaft. Dafür benötigen wir 
strengere Vorgaben für Haltbarkeit und Produkte ohne Sollbruchstellen. Wir wollen reparieren 
und wiederverwenden statt wegzuwerfen. Was wirklich weg muss, wollen wir recyceln, damit wir 
wertvolle Rohstoffe wieder zurück in den Kreislauf bringen können. 
▪ Wir fordern höhere gesetzliche Recyclingquoten und höhere Einsatzquoten für wiederverwertete 
Stoffe. 
▪ Wir wollen neue Ökodesignvorgaben und eine längere Gewährleistungsdauer für nachhaltige 
Produkte: Wir stellen Anforderungen an Lebensdauer von Produkten. Updates, Upgrades, 
Reparaturen und die Weiterverwendung müssen möglich sein. Für langlebige Produkte braucht 
es eine Gewährleistungsdauer, die sich an der Lebensdauer der Produkte orientiert. 
Informationen dazu sollen gut sichtbar am Produkt angebracht sein. Die Beweislastumkehr beim 
Verbrauchsgüterkauf muss auf zwei Jahre angehoben werden. Auch das Recycling von 
Produkten am Ende ihres Lebenszyklus muss so einfach wie möglich sein. 
▪ Hersteller müssen für die Kosten für Rücknahme, Transport, Wiederaufbereitung oder 
Entsorgung ihrer Produkte verantwortlich sein. 
Rund 16 Millionen Tonnen Abfall werden jährlich aus Deutschland exportiert – oft in den Globalen 
Süden. Dort wird er unter verheerenden sozialen und ökologischen Bedingungen entsorgt und 
verarbeitet. 
▪ Wir wollen weg vom Müll und hin zur Wiedergewinnung von Rohstoffen als Teil von regionalen 
Produktionsketten. Das Müllaufkommen wird insgesamt reduziert: Hierfür fordern wir 
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weitreichende Verbote bei Einwegverpackungen und in den verbleibenden Fällen Abgaben für 
die Hersteller. In der EU setzen wir uns für ein einheitliches Pfandsystem für Ein- und 
Mehrweggetränkeflaschen ein. 
▪ Müllexporte aus der EU wollen wir verbieten. Die illegale Müllverschiffung von Elektroschrott (E-
Waste) wollen wir intensiver bekämpfen. 
▪ Abfallbehandlung und Abfallentsorgung müssen als Bestandteile der Daseinsvorsorge zurück 
in die öffentliche Hand. Nur so kann eine soziale und ökologische Abfallwirtschaft garantiert 
werden. Gesammelte organische Abfälle müssen zuerst zu Biogas vergoren werden, bevor die 
Gärrückstände kompostiert werden dürfen. 
 
S. 36 
Öffentlicher Nahverkehr – rund um die Uhr, in der Fläche, barrierefrei und bezahlbar 
Die Mobilität der Zukunft gehört dem Fuß,- Rad-, und öffentlichen Nahverkehr. Sogenannte E-
Fuels sind äußerst ineffizient und teuer. Sie werden ebenso wie Biokraftstoffe und Wasserstoff 
auch zukünftig knapp bleiben und können nur da eingesetzt werden, wo es wirklich keine bessere 
Alternative gibt. Biokraftstoffe sind für uns überhaupt nur eine Alternative, wenn sie regional sowie 
aus Bioabfällen oder Reststoffen produziert sind und nicht in der Konkurrenz zu Lebensmitteln 
stehen. 
 
S. 42 
11. Agrarwende jetzt! 
▪ Glyphosat und Neonikotinoide verbieten: Bis 2030 soll der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
um mindestens 50 Prozent verringert werden. Wir wollen Transparenz und ein strenges 
Regelwerk für die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln. Durch eine ambitionierte 
Pestizidreduktionsstrategie und die Entwicklung von Düngemittelalternativen unterstützen wir die 
Agrarbetriebe beim ökologischen Umbau. Statt Megaställen wollen wir für das Wohl von 
Menschen und Tieren eine flächengebundene Tierhaltung (maximal 1,5 Großvieheinheiten pro 
Hektar) und damit die Reduzierung der Viehbestände in der Bundesrepublik. Das verringert 
Überdüngung und Gewässer werden weniger belastet. 
 
S. 43 
Meere schützen 
▪ Die Belastung der Meere durch Müllentsorgung sowie Einleitungen vonseiten der Landwirtschaft 
und der Industrie muss drastisch gemindert werden. Den Tiefseebergbau wollen wir international 
verbieten. 
 
S. 46 
14. Geschlechtergerechtigkeit herstellen – Arbeit umverteilen, Selbstbestimmung 
erwirken 
▪ Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich fördern. Im Leben soll genügend Zeit für 
Erwerbsarbeit, Familie, die Sorge für Kinder, Partner*innen und Freund*innen, politisches 
Engagement, individuelle Weiterbildung, Freizeit und Kultur sein. Wenn alle ihre 
Erwerbsarbeitszeit auf eine „vollzeitnahe Teilzeit“ verkürzen (mehrheitlich die Männer) bzw. 
erhöhen (mehrheitlich die Frauen), profitieren alle davon. Die „vollzeitnahe Teilzeit“ muss zur 
„neuen Normalarbeitszeit“ im öffentlichen Sektor werden, z. B. in Krankenhäusern, Pflegeheimen, 
bei der Müllabfuhr, im ÖPNV oder in den Kitas werden. Wir unterstützen die Gewerkschaften in 
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allen Branchen bei ihren Forderungen nach einer geringeren Wochenarbeitszeit oder einer Vier-
Tage-Woche bei vollem Lohn- und notwendigem Personalausgleich in allen Branchen. 
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Wahlprogramm der FDP 
 
Zusammenfassung:  
 
Im Wahlprogramm der FDP spielt das Thema „Kreislaufwirtschaft und Abfall“ eine sehr geringe 
Rolle. Sie wird an insgesamt drei Stellen erwähnt (s. S. 12, 18, 40). Dennoch stellt sie aus Sicht 
der FDP ein „zentrales Instrument für mehr Klima-, Arten- und Naturschutz“ dar und trägt zur 
Rohstoffversorgung bei (s. S. 40). Dabei will sie auf moderne Recyclingmethoden statt auf 
Produktverbote setzen und „den bisherigen gesetzlichen Rahmen marktwirtschaftlicher und 
technologieoffener ausgestalten“. Darüber hinaus will die FDP die Berichtspflichten, die aus dem 
„Green-Deal“, dem EU-Aktionsplan „Kreislaufwirtschaft“ und weiteren EU-Regelungen stammen, 
abschaffen. Der Bereich „Abfallentsorgung“ wird auch im Punkto „Arbeitsrecht“ angesprochen. 
Die FDP will in kritischen Bereichen, eine verpflichtende Schlichtungsvereinbarung zu Beginn von 
Tarifverhandlungen sowie Mindestankündigungsfristen sowie die Sicherstellung eines 
Notbetriebs vorsehen. Bezogen auf den Klimaschutz will die FDP die Abscheidung und 
Speicherung von Treibhausgasemissionen durch CCS und CCU als Klimaschutz-Option 
ermöglichen und in die Marktwirtschaft einbeziehen, indem kostenfreie Zertifikate Entnahme von 
Treibhausgasen aus der Atmosphäre durch Aufforstung oder technische Methoden verteilt 
werden sollen (s. S. 39). Schließlich will die FDP die Finanzierung von Biogasanlagen an ihre 
Flexibilität im Hinblick auf die Stromerzeugung koppeln (s. S. 45). Dies spielt darauf an, dass 
diese mit der Speichermöglichkeit für CO2-neutral erzeugtes Biogas dann für eine 
Stromerzeugung genutzt werden können, wenn nicht ausreichend regenerativ erzeugter Strom 
aus Windkraft und PV zur Verfügung stehen sollte (Stichwort: „Dunkelflaute“), bzw. sie schnell 
aus der Stromproduktion genommen werden können, wenn Windkraft und PV gerade besonders 
viel Strom liefern. Da Biogas auch in Vergärungsanlagen erzeugt wird, deren Input Bioabfälle 
oder Küchen- und Kantinenabfälle aus dem kommunalen oder gewerblichen Bereich sind, müsste 
darüber auch die Abfallwirtschaft betroffen sein. 
 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (1/1), Abscheidung (1/1), batterie (0), bio (7/3), bioabfall (0), Brennstoff (0), CCS (1/1), CCU 
(1/1), CO2 (7/0), deponie (0), digital (74/0), dual (9/0), düng (0), düngung (0), elektro (2/0), 
Elektrogeräte (0), elektrolyse (0), Entsorgung (1/1), gemeinnützig (1/0), Genehmigung (7/0), 
gewässer (0), gewerblich (1/0), grundwasser (0), hersteller (0), inert (0), klärschlamm (0), 
Kreislaufwirtschaft (2/2), Kunststoff (0), leichtverpackung (0), meer (0), mehrweg (0), mineral (0), 
Müll (0), nährstoff (0), pfand (0), plastik (0), radioaktiv (0), recyc (1/1), Recycling (1/1), reparatur 
(0), reparier (0), Rezyklat (0), rücknahme (2/0), sammlung (0), sekundär (1/0), siedlungsabfall (0), 
sperrmüll (0), verbrennung (1/0), verbringung (0), Vermeidung (0), Verpackung (0), Wasserstoff 
(2/0) 
 
S. 12 
Weniger Bürokratie aus Brüssel – Überfällige Trendwende einleiten 
Die EU-Kommission ist mittlerweile Hauptquelle der Bürokratie. Deshalb muss es ein striktes Gold 
Plating-Verbot geben, das heißt: Europäische Richtlinien dürfen nur 1:1 in deutsches Recht 
umgesetzt werden. Noch wichtiger ist, dass bürokratische EU-Rechtsakte in Brüssel abgeschafft 
werden. Berichtspflichten aus dem „Green Deal“ der EU-Kommission wollen wir abschaffen. 
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Dafür setzen wir uns auf europäischer Ebene mit Nachdruck ein. Denn Regelungen wie die EU-
Taxonomie, die EU-Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability 
Reporting Directive), die EU-Lieferkettenrichtlinie (Corporate Sustainability Due Diligence 
Directive) oder der Aktionsplan für Kreislaufwirtschaft sorgen nicht für mehr Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit, sondern in erster Linie für Frust in den Betrieben. Insbesondere der Mittelstand 
kann den bürokratischen Aufwand häufig kaum noch bewältigen. Das wollen wir ändern und den 
Bürgern und Unternehmen wieder das Vertrauen schenken, das sie verdienen. Wir treten für die 
vollständige Abschaffung der oben genannten Regelungen des Green Deal ein. Die Erweiterung 
der bestehenden Taxonomie um eine Sozial-Taxonomie lehnen wir strikt ab. Auf EU-Ebene 
braucht es ein System verbindlicher Erfassung von Bürokratiekosten, um ehrgeizige und 
messbare Ziele für den Bürokratieabbau vorzugeben. 
 
S. 18 
d. Ein modernes Arbeitsrecht für eine moderne Arbeitswelt 
Wir fordern zudem eine Modernisierung des Streikrechts. Natürlich ist das Streikrecht ein 
wichtiges Grundrecht. In kritischen Bereichen wie Transport, Gesundheits- und Sozialversorgung, 
Kindertagesstätten, Energie, Brand- und Zivilschutz sowie Abfallentsorgung braucht es jedoch 
eine verpflichtende Schlichtungsvereinbarung zu Beginn von Tarifverhandlungen sowie 
Mindestankündigungsfristen sowie die Sicherstellung eines Notbetriebs. Denn hier droht sonst 
ein überproportional großer gesellschaftlicher Schaden, der mit einer Verzerrung der 
Verhandlungsmacht der Tarifparteien verbunden ist. 
 
S. 39 
a. Umwelt- und Klimaschutz durch Innovation und Marktwirtschaft 
Leitinstrument EU-Emissionshandel: Effizienz statt Überregulierung 
Wir Freie Demokraten wollen die europäischen Klimaziele sicher und so kostengünstig wie 
möglich erreichen. Dafür wollen wir einen einheitlichen europäischen Emissionshandel als 
Leitinstrument der Klimapolitik etablieren. Mit seiner jährlich sinkenden Obergrenze für 
Treibhausgasemissionen stellt der Emissionshandel sicher, dass die europäischen Klimaziele 
eingehalten werden. Der durch den Handel mit Emissionsrechten gebildete CO2-Preis sorgt dafür, 
dass Treibhausgase immer dort eingespart werden, wo dies am günstigsten ist. Weitere 
Regulierungen, die aufgrund der gedeckelten Treibhausgasmenge im Emissionshandel keinerlei 
zusätzlichen Nutzen für den Klimaschutz haben, müssen abgeschafft werden. Um die Klimaziele 
des Pariser Abkommens zu erreichen und faire Wettbewerbsbedingungen für die europäische 
Industrie sicherzustellen, setzen wir uns für einen internationalen Emissionshandel mit einem 
globalen CO2-Preis ein.  
 
Da nationale Sonderziele im Rahmen des europäischen Emissionshandels keinerlei zusätzlichen 
Nutzen für den Klimaschutz haben können, wollen wir das Ziel der Klimaneutralität bis 2045 im 
deutschen Klimaschutzgesetz durch das europäische Ziel der Klimaneutralität bis 2050 ersetzen. 
Damit verschaffen wir den Betrieben, gerade der energieintensiven Industrie, mehr Zeit für die 
Umstellung auf klimafreundliche Technologien. Anlagen, die zu Wertschöpfung beitragen, 
können so fünf Jahre länger genutzt werden. Auch der Hochlauf und die Marktreifung neuer 
Technologien gewinnen mehr Zeit. Das stärkt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen, sichert Jobs und vermeidet milliardenschwere Subventionsprogramme. Wir Freie 
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Demokraten wollen eine Klimadividende einführen, um Einnahmen aus dem Emissionshandel 
direkt und pauschal pro Kopf an die Bürgerinnen und Bürger zurückzuzahlen. 
 
Wir Freie Demokraten setzen auf Technologieoffenheit beim Klimaschutz. Denn wenn Politiker 
und Beamte vorschreiben, welche Technologien eingesetzt und welche verboten werden, wird 
die Innovationskraft der Unternehmen gebremst und Klimaschutz nur unnötig teuer. Deshalb 
setzen wir uns für eine umgehende Aufhebung des faktischen Verbrenner-Verbots ab dem Jahr 
2035 und eine innovationsfreundliche Regulierung der Entnahme, Nutzung und Speicherung von 
Treibhausgasen ein, denn die Nutzung dieser Technologien ist für das Erreichen der Klimaziele 
unabdingbar. Die Abscheidung und Speicherung von Treibhausgasemissionen durch Carbon 
Capture and Storage (CCS) und Carbon Capture and Utilization (CCU) wollen wir 
diskriminierungsfrei als Klimaschutz-Option ermöglichen: Wer der Atmosphäre durch Aufforstung 
oder technische Methoden Treibhausgase entnimmt, soll ein kostenfreies Zertifikat erhalten. 
Zudem wollen wir das EU-Klimaziel um ein eigenes Negativemissionsziel erweitern. 
 
S. 40 
Natur- und Artenschutz effektiver und zielgenauer gestalten  
Wir setzen mit dem Ansatz „Populationsschutz statt Individuenschutz“ auf effektive, ganzheitliche 
Naturschutzmaßnahmen. Wir stellen den Erhalt ganzer Populationen und Lebensräume in den 
Vordergrund und vermeiden somit, dass einzelne Sichtungen von einzelnen Individuen 
Bauvorhaben über lange Zeit blockieren, ohne dass ihre Art überhaupt gefährdet ist. Bisher 
müssen Bauvorhaben, die neue Flächen nutzen, individuell genehmigte Ausgleichsflächen finden 
und diese ausschließlich für den Naturschutz einsetzen. Das führt oftmals dazu, dass Projekte 
lange Zeit nicht realisiert werden können. Hinzu kommt, dass dadurch viele kleinteilig angelegte 
Naturschutzmaßnahmen entstehen, die oft nicht miteinander abgestimmt sind. Ihr Nutzen für den 
Naturschutz ist daher begrenzt. Wir wollen Ersatzgeldzahlungen statt die reale Kompensation 
durch Ausgleichsflächen zum Standard machen. Das entlastet sowohl Behörden als auch 
Unternehmen. Die gezahlten Gelder können über einen Fonds von Experten koordiniert für 
wirklich wirksame Naturschutzprojekte eingesetzt werden. So entstehen großflächige, 
miteinander verbundene Schutzmaßnahmen, die Lebensräume sichern, Artenvielfalt fördern und 
die Natur langfristig schützen. Gleichzeitig profitieren Unternehmen von einem einfacheren 
Verfahren und bekommen Planungssicherheit. Ein zentrales Instrument für mehr Klima-, Arten- 
und Naturschutz ist die Kreislaufwirtschaft. Mit neuen, Innovativen Verfahren können Abfälle der 
Vergangenheit zu Rohstoffen der Zukunft werden. Wir wollen moderne Recyclingmethoden statt 
Produktverbote. Dazu werden wir den bisherigen gesetzlichen Rahmen marktwirtschaftlicher und 
technologieoffener ausgestalten. Damit machen wir unser Land gleichzeitig unabhängiger von 
Rohstoffimporten. 
 
S. 45 
Unternehmerische Landwirtschaft stärken, innovative Technik fördern 
Biogasanlagen tragen zur sicheren Versorgung mit Strom und Wärme bei. Die Finanzierung von 
Biogasanlagen passen wir zukünftig so an, dass ihre Flexibilität zur Senkung von Stromkosten 
und zur weiteren Nutzung der bestehenden Biogasanlagen beiträgt. 
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Wahlprogramm der SPD 
 
Zusammenfassung:  
 
Das Thema „Kreislauf- bzw. Abfallwirtschaft“ ist ein untergeordneter Punkt im 
Regierungsprogramm der SPD und spielt nur eine sehr geringe Rolle. Es wird an zwei Stellen im 
Wahlprogramm in sehr knapper Form aufgegriffen (s. S. 11 + 53): Einmal in Verbindung mit dem 
Ziel der Versorgung mit Rohstoffen, das andere Mal in Verbindung mit dem Ziel des 
Klimaschutzes. Dabei wird beim ersten Mal kurz erwähnt, dass die Kreislaufwirtschaftsstrategie 
pragmatisch umgesetzt werden soll „zum Beispiel mit Absatzmärkten für umweltschonend 
recycelte Rohstoffe und effizienterem Materialeinsatz“. In Verbindung mit der zweiten Erwähnung 
wird der Grundsatz „CO2-Vermeidung vor CO2-Abscheidung“ formuliert, der auch für die 
Abfallwirtschaft wichtig werden kann. Darüber hinaus hat sich die SPD auch den Bürokratieabbau 
und eine Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren auf ihre Fahne 
geschrieben (s. S. 9). 
 
Worttreffer: (x = Anzahl der Treffer/ y = Anzahl der Treffer mit weitestgehendem Bezug zur 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft) 
Abfall (0), Abscheidung (1/1), batterie (3/0), bio (2/0), bioabfall (0), Brennstoff (0), CCS (0), 
CCU(0), CO2 (11/2), deponie (0), digital (59/0), dual (2/0), düng (0), düngung (0), elektro (6/0), 
Elektrogeräte (0), elektrolyse (0), Entsorgung (0), gemeinnützig (4/0), Genehmigung (4/2), 
gewässer (0), gewerblich (1/0), grundwasser (0), hersteller (2/0), inert (0), klärschlamm (0), 
Kreislaufwirtschaft (2/2), Kunststoff (0), leichtverpackung (0), meer (2/0), mehrweg (0), mineral 
(0), Müll (0), nährstoff (0), pfand (0), plastik (0), radioaktiv (1/1), recyc (1/1), Recycling (0), 
reparatur (0), reparier (0), Rezyklat (0), rücknahme (0), sammlung (1/0), sekundär (0), 
siedlungsabfall (0), sperrmüll (0), verbrennung (0), verbringung (0), Vermeidung (5/2), 
Verpackung (0), Wasserstoff (6/1) 
 
 
S. 9 
Wir wollen Bürokratie abbauen und Verfahren beschleunigen. 
In Deutschland dauern viele Planungs- und Genehmigungsverfahren zu lange. Die 
Bundesregierung hat im letzten Jahr mit den Ländern einen Deutschlandpakt zur Planungs-, 
Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung vereinbart: Höhere Geschwindigkeit und 
weniger Bürokratie für mehr wirtschaftliches Wachstum sind das Ziel. Diesen Weg werden wir 
konsequent weitergehen. Auch auf nationaler und EU-Ebene werden wir den Abbau von 
Bürokratie etwa durch Zusammenführung, Vereinfachung und Digitalisierung von 
Dokumentations- und Berichtspflichten vorantreiben. Neue Gesetze müssen einem Praxischeck 
unterzogen werden. Beim Abbau von Bürokratie nutzen wir die Chancen der Digitalisierung. Die 
Grundlage dafür bildet eine flächendeckende Versorgung des ganzen Landes mit Glasfaser und 
Mobilfunk. Beim Bürokratieabbau achten wir darauf, dass Arbeitnehmerrechte, 
Verbraucherrechte und Ziele des ökologischen Wandels nicht gefährdet werden. Um weitere 
konkrete Möglichkeiten des Bürokratieabbaus zu ermitteln, wird ein sozialdemokratischer 
Bundeskanzler eine Konferenz mit Vertreterinnen und Vertretern von Wirtschaft und Verwaltung 
durchführen. 
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S. 11 
Wir wollen eine stabile, breit aufgestellte und zukunftsfähige Wirtschaft. 
Unsere Unternehmen müssen sicher sein, dass sie ihren Weg zur Klimaneutralität weitergehen 
können und dass sie uns als Politik dabei fest an ihrer Seite wissen. Vor allem bei den 
Energiepreisen und der Regulatorik brauchen sie ein faires, klares Umfeld, um investieren zu 
können und um ihre neuen Ideen auf den Markt zu bringen. In den vergangenen Jahren haben 
verschiedene globale Krisen deutlich gezeigt, dass eine breit diversifizierte Wirtschaftsstruktur für 
die wirtschaftliche Stabilität entscheidend ist. In dieser herausfordernden Zeit kämpft die SPD um 
jeden Industriearbeitsplatz genauso wie um die Wertschöpfung der Zukunft mit ihren neuen, 
hochqualifizierten Jobs. Manchmal haben wir uns an Unternehmen vorübergehend beteiligt, um 
Arbeitsplätze in einer Krise zu sichern. Das werden wir auch in Zukunft tun, wenn das notwendig 
wird. 
 
Bei den Technologien sagen wir zweifelsfrei, wo es hingeht: Der klare Fokus liegt auf 
Elektrifizierung, zum Beispiel beim Auto. Aber auch der Wasserstoff wird für unsere Industrie eine 
ganz wesentliche Rolle spielen, gerade bei den energieintensiven Industrien. Damit Wasserstoff 
in Deutschland wirklich Fuß fassen kann, schaffen wir Leitmärkte für grünen Stahl made in 
Germany – das heißt, feste Anteile von grünem Stahl, zum Beispiel bei der Bahn oder in 
Umspannplattformen. Wir brauchen außerdem ein klug ausgestaltetes Wasserstoffnetz. 
Gleichzeitig müssen ausreichende Speicherkapazitäten, etwa im Rahmen einer nationalen 
Wasserstoffreserve, aufgebaut werden. Mit einer pragmatischen und beherzten Politik wollen wir 
somit diesem entscheidenden Baustein für die neue Energiewelt das Fundament legen. 
 
In diesem Zusammenhang unterstützen wir auch den europäischen Clean Industrial Deal. 
 
Um unsere heimische Industrie mit Rohstoffen zu versorgen, setzen wir auf den neu 
geschaffenen Rohstofffonds, werden die heimische Rohstoffgewinnung voranbringen und uns für 
eine koordinierte Rohstoff-Strategie der EU einsetzen. Die Kreislaufwirtschaftsstrategie wollen 
wir pragmatisch umsetzen, zum Beispiel mit Absatzmärkten für umweltschonend recycelte 
Rohstoffe und effizienterem Materialeinsatz. 
 
S. 53 
Wir wollen Natur und Ökosysteme schützen. 
Um Natur und Ökosysteme im Einklang mit europäischen und internationalen Verpflichtungen zu 
schützen, braucht es effektive Maßnahmen in bestehenden Schutzgebieten und die Vernetzung 
ökologisch wertvoller Flächen. Wir wollen eine Flächenplanung, die Wildnis- und 
Kulturlandschaften und heimische Arten schützt und ein konfliktfreies Miteinander von Land- und 
Energiewirtschaft, Tourismus, Industrie, Wohnen und Naturschutz ermöglicht. Mittel aus dem 
Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz und dem Naturschutzfonds sollen flächendeckend 
eingesetzt werden, um Wälder, Moore, Flussauen oder Stadtgrün zu schützen. Wir wollen 
Meeresschutzgebiete, die echte Rückzugs- und Erholungsräume für Arten sind. Ziele unserer 
Klimaschutzpolitik sind die Vermeidung von Treibhausgasemissionen durch den beschleunigten 
Ausbau Erneuerbarer Energien, effizientes Energiemanagement, Dekarbonisierung der Industrie 
und eine umfassendere Kreislaufwirtschaft. Wir folgen deshalb dem Grundsatz „CO2-Vermeidung 
vor CO2-Abscheidung“.  
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